
Abänderungsantrag 
der Abgeordneten August Wöginger, Josef Muchitsch, Mag. Markus Koza 

Kolleginnen und Kollegen 

zum Bericht des Ausschusses f"ür Arbeit und Soziales (261 d.B. XXVll. GP) über den Antrag 
Nr.703/A der Abgeordneten August Wöginger, Josef Muchitsch, Mag. Markus Koza, 
Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter-Urlaubs­
und Abfertigungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Die eingangs bezeichnete Vorlage wird wie folgt geändert: 

I. Z 7 lautet: 

,,7. Nach § 39a wirdfolgender § 39b samt Überschrift eingefügt: 

"Vorzeitige Auszahlung der Abfertigung gemäß Abschnitt JII 

§ 39b. (I) Arbeitnehmer haben bei Erfüllung der Voraussetzungen gemäß §§ 13b und 13c Anspruch 
auf vorzeitige Auszahlung der Abfertigung, wenn sie unmittelbar vor AntragsteIlung mindestens zwei Mo­
nate in keinem Arbeitsverhältnis mehr stehen, auf das die Abfertigungsbestimmungen dieses Bundesgeset­
zes anzuwenden sind, in diesem Zeitraum kein Überbrückungsgeld gemäß § 131 beziehen und zum Zeit­
punkt der AntragsteIlung arbeitslos sind. 

(2) Der Antrag auf Auszahlung der Abfertigung ist bis spätestens 30. September 2020 vom Arbeitneh­
mer an die Urlaubs- und Abfertigungskasse zu richten. Im Antrag hat der Arbeitnehmer zu erklären, dass 
er unmittelbar vor AntragsteIlung mindestens zwei Monate in keinem Arbeitsverhältnis mehr steht, auf das 
die Abfertigungsbestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden sind, und dass er zum Zeitpunkt der 
AntragsteIlung arbeitslos ist. 

(3) Übersteigen im Zeitpunkt der AntragsteIlung die für die Abgeltung des Abfertigungsanspruchs 
erworbenen anrechenbaren Beschäftigungszeiten die Zahl der für diesen Abfertigungsanspruch erforderli­
chen Beschäftigungswochen nach § 13d Abs. I, sind diese übersteigenden Beschäftigungszeiten von der 
Urlaubs- und Abfertigungskasse als restlicher Abfertigungsbetrag bis spätestens 15 . Februar 2021 entweder 
Betrieblichne Vorsorgekasse nach § 33b zu überweisen oder an den Arbeitnehmer auszuzahlen. Der Ar­
beitnehmer hat im Antrag nach Abs. 2 bekanntzugeben, ob der restliche Abfertigungsbetrag der Betriebli­
chen Vorsorgekasse nach § 33b zu überweisen oder ihm auszuzahlen ist. Der restliche Abfertigungsbetrag 
berechnet sich unter sinngemäßer Anwendung des § 21 Abs. 3 Z I lit. a, wobei die Grundlage für die Be­
rechnung des Abfertigungsanspruchs der kollektivvertragliche Stundenlohn nach § 13d Abs. 2 ist. Der rest­
liche Abfertigungsbetrag gebührt nicht, sofern der Arbeitnehmer bereits zwölf Monatsentgelte an Abferti­
gung erhalten hat. 

(4) Der Anspruch auf Abfertigung nach Abs. I ist für die Berechnung der Verfallsfrist nach § 13g 
nicht zu berücksichtigen."" 

2. Z 7 wird zu Z 8. 

VlJ 
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Begründung 
Zu Z 7 (§ 39b): 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die sich noch im System Abfertigung Alt befinden und die durch 
die Corona-Krise ihre Beschäftigung in der Bauwirtschaft verloren haben , sollen die Möglichkeit haben, 
einen Antrag auf vorzeitige Auszahlung des gegenüber der BUAK bestehenden Anspruchs auf Abferti­
gung-Alt gemäß Abschnitt 111 zu stellen. Diese Form der AntragsteIlung soll neben die derzeitigen gesetz­
lichen Möglichkeiten der Auszahlung treten. 

Der Anspruch besteht dann , wenn der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin unmittelbar vor AntragsteI­
lung mindestens zwei Monate ununterbrochen in keinem Arbeitsverhältnis steht, auf das die BUAG-Ab­
fertigungsbestimmungen anzuwenden sind und er bzw. sie zum Zeitpunkt der AntragsteIlung arbeitslos ist. 

Stellt der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin einen solchen Antrag, so entsteht ein Anspruch auf Aus­
zahlung der gesamten Abfertigung-Alt. Übersteigen im Zeitpunkt der AntragsteIlung die flir die Abgeltung 
des Abfertigungsanspruches erworbenen an rechen baren Beschäftigungszeiten die Zahl der flir diesen Ab­
fertigungsanspruch erforderlichen Beschäftigungswochen, sind diese übersteigenden Beschäftigungszeiten 
von der BUAK als restlicher Abfertigungsbetrag zu leisten . Dieser Betrag ist nach derselben Berechnungs­
grundlage zu berechnen, wie Beiträge nach dem BMSVG, wobei flir die Berechnung des Abfertigungsan­
spruchs der nach § 13d Abs. 2 zu ermittelnde kollektivvertragliche Stundenlohn zugrunde zu legen ist. Der 
Betrag ist nach Wahl des Arbeitnehmers bzw. der Arbeitnehmerin bis spätestens 15. Februar 2021 entweder 
an die BVK der BUAK zu überweisen oder an den Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin auszuzahlen. 
Der restliche Abfertigungsbetrag gebührt nur insoweit, als der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin nicht 
bereits den Höchstanspruch an Abfertigung-Alt erhalten hat. 

Mit der AntragsteIlung scheidet der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin aus dem System der Abferti­
gung Alt aus und wechselt in das System der Abfertigung Neu. Dies ergibt sich aus § 33a Abs. 5 BUAG. 

Der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin soll den Antrag unmittelbar nach Kundmachung der Regelung 
im Bundesgesetzblatt bis zum 30. September 2020 stellen können. Die Möglichkeit einer vorzeitigen Aus­
zahlung der Abfertigung-Alt lässt die Verfallsfristen gemäß § 13 g unberührt. Die Verfallsfrist von drei 
Jahren beginnt daher erst nach dem Ablauf von zwölf Monaten nach dem Ausscheiden aus dem letzten 
BUA G-pfl ichtigen Arbeitsverhältn iso 

Da es sich um einen gesetzlichen Abfertigungsbetrag handelt, gilt hinsichtlich der Lohnsteuer § 67 Abs. 3 
EStG 1988 in der jeweils geltenden Fassung. 

Nach den Schätzungen der BUAK wird mit bis zu 4 000 Anträgen gerechnet. 
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